
Klageerzwingungs-Fortsetzungsverfahren gem. §§ 172, 174 StPO 
im Anschluss an den Beschluss des OLG Bamberg vom 03.02.2012, 3 Ws 62/2011,
7 Zs 1049/11 GenStA Bamberg, 105 Js 7689/11 StA Coburg
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Schriftsätze von RA Rüdiger Fehn (http://www.kanzlei-fehn.de/)
sowie Antworten des GenStA Bamberg und der StA  Coburg.

10.02.2012 Schriftsatz RA Fehn, Schreiben an den GenStA, zum Beschluss vom 03.02.2012
17.02.2012 Antwort  des  GenStA  auf  Schreiben  vom  10.02.2012.  Weiterleitung  

zuständigskeitshalber an die StA Coburg.
23.02.2012 Antwort der StA Coburg auf Schreiben vom 10.02.2012
28.02.2012 Schriftsatz RA Fehn an GenStA, Vorschaltbeschwerde gem. §172 StPO 
12.03.2012 Vorschaltbescheid der GenStA
15.03.2012 Schriftsatz RA Fehn an OLG Bamberg, Klageerzwingungs-Fortsetzungsantrag

02.05.2012 Schriftsatz RA Fehn an OLG Bamberg im Klageerzwingungs-Fortsetzungsverfahren

hierzu: Anlagen

28.11.2007 Bescheid StA Hof, AZ 253 Js 15869/07
19.10.2007 Beschluss der 4. Strafkammer des LG Hof, 4 Ns 31 Js 311/07
27.08.2007 Urteil des AG Hof, 11 Ds 31 Js 311/07, wonach ausdrücklich auf dem Deckblatt notiert  

wurde, dass § 193 StGB nicht angewendet worden ist (auch nicht im Urteilstext!)
03.04.2008 Bescheid StA Hof, AZ 253 Js 3623/08
11.03.2008 Schreiben  des  Bayerischen  Verfassungsgerichtshofs,  Vf.  20-VI-08  verfasst  von  

Ministerialrat Dr. Heinrichsmeier, Seiten 1,8-10.
03.05.2012 Bildschirmfoto  Google-Suche  nach  „Ministerialrat  Dr.  Paul  Heinrichsmeier“

Bay. Staatsministerium der Justiz, Landesjustizprüfungsamt München
01.06.2012 Bildschirmfoto  Website  Uni-Augsburg,  „Das  neue  Antidiskriminierungsgesetz“  von 

Ministerialrat Dr. Paul Heinrichsmeier, Bay. Staatsministerium der Justiz, München

(bitte scrollen)



Generalstaatsanwaltschaft
Wilhelmsplatz 1
96045 Bamberg

Hof, 10.02.2012

Aktenzeichen: 7 Zs 1049/11 GenStA Bamberg
                         105 Js 7689/11 StA Coburg
                         3 Ws 62/2011
Klagerzwingungsantrag vom 16.12.2011
Hier: Beschluss vom 03.02.2012, zugestellt am 08.02.2012

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

wie im Klageerzwingungsantrag ausgeführt worden ist (S. 34) sind mehrere neue Tatsachen nach  
Zugang  Ihres  Bescheids  vom  17.11.2011  (§§  152,  172  StPO)  bekannt  geworden.  Diese  neu  
ermittelten Rechtstatsachen zwingen dazu, den o. a. Bescheid als inzwischen unrichtig zu erkennen.

I.

Das Klagerzwingungsverfahren ist  unter  Heranziehung der  neuen Tatsachen,  die  im vorliegenden  
Schriftsatz  aufgelistet  werden,  wieder  aufzunehmen  (§  174  Abs.  2  StPO).  Ihr  Bescheid  vom  
17.11.2011  ist  als  inzwischen  überholt  abzuändern.  Sodann  ist  ggf.  vom Antragsteller  ein  neuer  
Klageerzwingungsantrag auf gerichtliche Entscheidung zu stellen, sofern von Ihnen nicht mitgeteilt  
wird, dass die Ausführungen im bisherigen Antrag vom 16.12.2011 übernommen werden können.

Gesichtspunkte (Tatsachen und Beweismittel), die nicht Gegenstand der Beschwerde waren, die der  
Antragsteller gegen den Coburger Bescheid vom 17.10.2011 gerichtet hat, sind weder Gegenstand  
des Bescheids des Generalstaatsanwalts vom 17.11.2011 noch Gegenstand des Beschlusses des  
OLG  Bamberg  vom  03.02.2012  gewesen.  Sie  waren  auch  nicht  Gegenstand  früherer  
Einstellungsverfügungen. 

Dies betrifft im Wesentlichen die Rechtstatsachen, die in Ziff. III. (S. 22) sowie Ziff. 19 (S. 32 Ziff. 8 lit.  
b) erwähnt werden (s.u. Ziff. III.).
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II.

Zunächst bitter der Antragsteller höflich um die Vorlegung eines Abdrucks der Stellungnahme der StA  
zum  Klageerzwingungsantrag  vom  16.12.2011.  Telefonisch  hat  der  Antragsteller  vergeblich  am  
08.02.2012 in der Geschäftsstelle des OLG (Herrn Müller) darum gebeten, eine Kopie zu erhalten. 

Weiter  wird klar  gestellt,  dass anlässlich der Vorsprache des Antragstellers in der  Geschäftsstelle  
(Anfang Januar 2012) die diensthabende Dame mitgeteilt hat, dass die vom Antragsteller gewünschte  
Berichtigung  der  Schreibfehler  im  Klageerzwingungsantrag  an  Ort  und  Stelle  unnötig  sei.  Die  
Schreibfehler könnten ohne weiteres noch nachträglich berichtigt werden, wenn die von der StA auf  
den Klageerzwingungsantrag zu erwartende Stellungnahme herausgegeben worden sei.  Dass die  
Stellungnahme nur dem Senat überlassen werde, ist ausgeschlossen worden. 

So  berichtigt  der  Antragsteller  der  Ordnung  halber  folgende  (offensichtliche)  Schreibfehler  im  
Klageerzwingungsschriftsatz vom 16.12.2011:

S. 6: “Das rechtliche Gehör wurde vom Erstrichter (richtig:  Einzelrichter) verletzt“ (neuntletzte Zeile 
vor Ziff. 12).

S. 7 dritter Absatz, 5. Zeile: “Wenn beim Erstrichter … “ (richtig: Einzelrichter).

S. 13 zweiter Absatz: Statt “Erstrichter“ muss es “Einzelrichter“ heißen.

S. 21 erster Absatz 9. Zeile: Gössel, Zeitschrift für internationale Strafrechtsdogmatik, ZIS 2009, 539 
ff.

S. 32, lit. b) zweiter Absatz am Ende: “Es wird also von dem Erstrichter die falsche Entscheidung  
getroffen …“. Stattdessen ist auch hier der Einzelrichter (das Landgericht) gemeint.

S. 33 XX. lit. b): Anstatt “Wortschätzung“ muss es heißen “Wortverwendung“.

III.

Die beiden neuen Rechtstatsachen sind insbesondere Folgende:

1. Erstinstanzlich hätte § 192 StGB angewendet werden müssen, da zur Ausführung der Verteidigung  
der sitzungspolizeiliche Antrag mit der angeblichen Ehrverletzung stattgefunden hat. § 193 StGB  
schreibt  vor,  dass  nur  bei  ganz  schwerwiegenden  Ehrverletzungen  (z.B.  Schmähkritik  und  
Formalbeleidigung)  die  Rechtfertigung  ausgeschlossen  sein  soll.  Im  vorliegenden  Fall  ist  im  
Beschluss des Einzelrichters des Landgerichts vom 19.10.2007 entschieden worden, dass eine  
diffamierende Schmähkritik gerade nicht gegeben ist. Dies ist sorgfältig begründet worden. Hieran  
ist der Einzelrichter gebunden. Da eine schwerwiegende Beleidigung nicht gegeben war, hätte die  
Rechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der Wahrnehmung der rechtlichen Interessen anerkannt  
werden  müssen.  Stattdessen  ist  ein  angeblicher  massiver  Wertungsexzess  geltend  gemacht  
worden. Er ist nicht justiziabel. Ein Wertungsexzess ist nicht als beleidigende Tat erkennbar. Es ist  
keine nachvollziehbare Beschreibung einer Beleidigung. Das Wort “Wertungsexzess“ ist nicht als  
Ehrverletzung  auslegbar.  Ein  bloßer  “Wertungsexzess“  kann  mit  der  Schwere  einer  
“diffamierenden Schmähkritik“  nicht  verglichen werden. Das Wort  “Wertungsexzess“  ist kein in  
Bezug auf Beleidigungen tatbestandsbezogenes Wort. Wer einen “Wertungsexzess“ begeht, der  
sich etwa in den Worten “lahme Ente“, “Dummschwätzer“ oder “Schmierfink“ erschöpft, kann dies  
absolut sachbezogen tun in Bezug auf forensisch relevante Situationen, ohne dass damit eine  
Beleidigung gegeben ist. Der Einzelrichter des Landgerichts hat das erstinstanzliche Urteil auch  
nicht abgeändert, sondern er hat es bestehen lassen, so dass die in den Gründen dargelegte  
schwere Beleidigung (diffamierende Schmähkritik) perpetuiert worden ist. Hätte der Einzelrichter  
diese  als  falsch erkannte  Bewertung aufgehoben,  dann hätte  er  rechtliches  Gehör  gewähren  
müssen und hätte Beweiswürdigung vornehmen müssen und hätte das erstinstanzliche Urteil als  
fehlerhaft anerkennen müssen mit der Maßgabe, dass die Berufung zugelassen wird! So aber  
wurde das fehlerhafte Urteil des AG Hof, das unrettbar fehlerhaft war, “gerettet“. Es wurde mit der  
Beschreibung  einer  Begehungsmodalität  garniert,  die  gerade  keinen  Beleidigungstatbestand  
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darstellt! Die Inhaltsbestimmung der Begehungsweise blieb also offen. So wurde wegen einer Tat  
verurteilt, die als Straftat nicht bekannt ist. 

2. Insbesondere sind formalrechtliche Fehler begangen worden, die unheilbar sind: Die gesetzlichen  
Voraussetzungen bei der Entscheidung über die etwaige Zulassung (“Annahme“) der Berufung ist  
in  § 313 StPO vorgeschrieben. Es muss geprüft werden, ob die erstinstanzliche Entscheidung  
“offensichtlich“ unbegründet ist (§ 313 Abs. 2 StPO). Dies ist der Fall, wenn keine wesentliche  
Voraussetzung dafür fehlt, die zur Entscheidungsbegründung erforderlich ist. Es müssen also die  
Merkmale des gesetzlichen Deliktstatbestands gegeben sein und es müssen die rechtfertigenden  
Voraussetzungen fehlen. Weiter bedarf es des Nachweises der Vorsätzlichkeit und der Schuld.  
Dass ein Gerichtsvollzieher vorsätzlich und rechtswidrig die Wohnungstür aufbricht, ist ebenso  
sachfremd wie die Vermutung, dass ein Rechtsanwalt einen sitzungspolizeilichen Antrag, der in  
jedem Kommentar  zum Gerichtsverfassungsgesetz  positiv  kommentiert  wird,  rechtswidrig  und  
vorsätzlich  stellt.  Vielmehr  hängt  hier  die  Rechtswidrigkeit  ab  von  der  Notwendigkeit  der  
Antragstellung. Die Beschreibung der Notsituation gehört dazu. Sie ist von der Amtsrichterin nicht  
einmal geleugnet worden!

Im  vorliegenden  Fall  hat  man  nun  nicht  etwa  geprüft,  ob  die  erstinstanzliche  Entscheidung  
unbegründet  ist.  Vielmehr  hat  man  sich  damit  begnügt,  zu  prüfen,  ob  die  erstinstanzliche  
Entscheidung “offensichtlich begründbar“  ist!  Sie ist  gewiss nicht begründbar,  aber  wenn man  
unterstellt, dass ein “Wertungsexzess“ eine schwer wiegende Beleidigung ist, dann kann man evtl.  
schon zu dem Ergebnis kommen, dass die verfahrensgegenständliche Tat eine Beleidigung sei.  
Indessen ist damit die falsche Frage gestellt! Es ist methodisch verfehlt, nach der Begründbarkeit  
zu fragen, wenn in Wahrheit zur Debatte steht, ob die erstinstanzliche Entscheidung begründet ist!  
Denn  wenn  man  sich  einbildet,  dass  ein  Wertungsexzess  als  Beleidigungstatbestand  zählen  
würde, und es nur auf die Begründbarkeit ankommen würde, dann mag es sein, dass man einen  
Austausch vornehmen kann zwischen der verfehlten “diffamierenden Schmähkritik“ einerseits und  
dem “Wertungsexzess“ andererseits.

Die in dem Beschluss vom 19.10.2007 vorgenommene Heilung des Begründungsmangels der  
ersten  Instanz  beruht  auf  der  Verkennung  der  Tatsache,  dass  zunächst  einmal  das  
erstinstanzliche Urteil  begründet  sein  muss,  bevor  darüber  entschieden werden kann,  ob  die  
Berufung  zuzulassen  ist.  Es  kann  nicht  umgekehrt  verfahren  werden  dahingehend,  dass  ein  
anderer Begehungstatbestand unterstellt wird als erstinstanzlich fälschlich unterstellt worden ist.  
Fällt die Beleidigungsbeschreibung im erstinstanzlichen Urteil weg (diffamierende Schmähkritik),  
so  fällt  eben  überhaupt  die  erstinstanzliche  Mitteilung  eines  angeblich  vorhandenen  
Beleidigungstatbestands weg. 

Das Landgericht hat hier ein Verfahren der Subsumtion gewählt, das völlig abwegig ist. Herr Dr.  
Heinrichsmeier hat sich dem angeschlossen, ohne zu reflektieren, dass hier die Rechtsfolge des  
erstinstanzlichen  Begründungsmangels  zur  Voraussetzung  für  die  Annahme  der  Berufung  
zweckentfremdet (vertauscht, umgekehrt, umfunktioniert) worden ist. In Wahrheit beinhaltet der  
Begründungsmangel gerade die Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils. Anders wäre es wohl,  
wenn  im  erstinstanzlichen  Urteil  im  Rahmen  eines  obiter  dictum  noch  eine  andere  
Begehungsmodalität  angegeben  worden  wäre,  die  mit  der  erstinstanzlich  geltend  gemachten  
“diffamierenden Schmähkritik“ koexistiert hat. Dies war aber gerade nicht der Fall! Es gab keine  
mehreren Begehungsalternativen,  die  hier  das  Amtsgericht  geltend gemacht  hat.  Es  hat  sich  
konzentriert  auf  die  diffamierende Schmähkritik,  die  nach  Feststellung  des  Einzelrichters  des  
Landgerichts eben gerade keine Existenzberechtigung gehabt hat! Hieran war der Einzelrichter  
gebunden!  Er  war  daran  gebunden,  dass  eben  diffamierende  Schmähkritik  als  
Begehungsalternative  nicht  in  Betracht  kam,  und  dass  dementsprechend  die  Angabe  einer  
Begehungsmodalität  im  erstinstanzlichen  Urteil  gefehlt  hat,  was  ein  schwerer  Mangel  des  
Ersturteils gewesen ist. Mindestens eine juristische Sekunde lang war das erstinstanzliche Urteil  
substanzlos,  als  erkannt  worden  war,  dass  die  angebliche  diffamierende  Schmähkritik  keine  
realistische Begehungsmodalität war. Eine solche Sachbehandlung ist nicht einmal im Falle des §  
349 StPO zulässig! 

Wer  ohne  Beweiswürdigung  und  ohne  Anhörung  des  Beschuldigten  die  Ausführungen  im  
erstinstanzlichen Urteil über die Begehungsmodalitäten abändert, setzt doch voraus, dass eben  
die ursprüngliche, im Ersturteil vorhandene, Bewertung der Tat unzutreffend ist. Steht zur Debatte,  
ob eine Tatmodalität entweder “grausam“ oder “heimtückisch“ war, dann mag zwar gemäß § 349  
StPO,  aber  niemals  gemäß  §  313  StPO  eine  Zurückverweisung  möglich  sein.  Die  
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Zurückverweisung  ans  Amtsgericht  ist  gerade  ausgeschlossen.  Stattdessen  ist  eben  zu  
entscheiden,  dass  die  Berufung  anzunehmen  ist.  Es  geht  hier  um  eine  Grundfrage  der  
Anwendung des  § 313 StPO (nicht  nur  des § 194 StGB),  den das Amtsgericht  ausdrücklich  
gerade nicht angewendet hat, wie auf S. 1 (Deckblatt) des Urteils des Amtsgerichts festgestellt  
wird. Auch im Text des Urteils wird diese Vorschrift nicht angewendet. Stattdessen beruft sich das  
Urteil  auf  die  Mitwirkung  des  Grundrechts  der  Pressefreiheit  und  insbesondere  auf  die  
Verpflichtung  des  Verteidigers,  einen  Pressevertreter  (Reporter)  einem  sitzungspolizeilichen  
Antrag  auszusetzen,  wonach  das  Gericht  gegen  den  Reporter  eine  Einschränkung  der  
Berufsausübungsfreiheit verfügen soll, eine Maßnahme, die fakultativ ist und vom Gericht fast nie  
zu erwarten ist,  was aber nicht heißt,  dass der Antrag als solcher absolut  unnötig ist.  Er hat  
psychologische Wirkung und ist ein Schachzug im Rahmen der Prozesstaktik.

Da hier der Reporter über den Vorgang gerade nicht in der Zeitung berichtet hat, weil er offenbar  
vermeiden  wollte,  dass  der  Verteidiger  an  der  Art  der  anbiedernden  und  rufschädigenden  
Berichterstattung des Reportes einen Anstoß genommen hat, weiß man, dass der Strafantrag des  
Reporters nicht auf einer Ehrverletzung beruht hat, sondern auf einer unechten Inszenierung. Es  
hat  hier  sogar  eine  mehrseitige  schriftliche  und  auch  mündliche  Entschuldigung  seitens  des  
Beschuldigten  gegeben!  In  der  Hauptverhandlung  im  Strafprozess  am  27.08.2007  ist  dies  
aktenkundig gemacht worden. 

Hochachtungsvoll

Rechtsanwalt
Rüdiger Fehn

PS: Die erwähnten Texte,  nämlich Urt.  des AG Hof vom 27.08.2007 und Beschluss des LG Hof,  
Einzelrichter, vom 19.10.2007, sind in der Landgerichtsbibliothek Bamberg zugänglich in dem Buch:  
Kohlschütter,  Die  Quanten  des  Unwerts  der  Straftat,  2011,  S.  186,  196.  Dass  drastische  
Wortverbindungen  (wie  z.B.  “lahme  Ente“,  “Schmierfink“,  “Dummschwätzer“,  die  zur  
Störerbeschreibung  in  sitzungspolizeilichen  Anträgen  dienen,  stets  sachbezogen  sind,  also  nicht  
verboten werden dürfen, wenn die Verteidigung nicht beschränkt werden soll, was rechtswidrig ist (§  
338  Nr.  8  StPO),  ist  offenkundig  im  Beschluss  des  Einzelrichters  des  LG  Hof  vom  19.10.2007  
anerkannt worden und nicht im Geringsten zu beanstanden (aaO, S. 198 ff). Dass dort aber in dem  
Beschluss  kritiklos  die  Übergriff  und Grenzüberschreitungen des  Reporters  übernommen werden,  
ohne dass hierzu dem Beschuldigten ein Recht auf Gehör gegeben worden ist (aaO, S. 200) erstaunt  
sehr  und  ist  eine  Rechtsverletzung,  die  hingenommen  wird,  obwohl  das  Recht  auf  Gehör  das  
bedeutendste Verfahrensgrundrecht, ja überhaupt das bedeutendste Grundrecht überhaupt ist.

D.O.
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Generalstaatsanwaltschaft
Wilhelmsplatz 1
96045 Bamberg

Vorab per Fax  0951/833-1441

Hof, 28.02.2012

Aktenzeichen: 7 Zs 1049/11 GenStA Bamberg
                         105 Js 7689/11 StA Coburg
                         3 Ws 62/2011
Betreff: Fortsetzung des Klageerzwingungsverfahrens
Bezug: Ablehnung des Wiederaufnahmeantrags vom 10.02.2012 (Bescheid der StA Coburg 
vom 23.02.2012)
Hier: Revidierte Vorschaltbeschwerde aufgrund der neu geltend gemachten Tatsachen

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

1. Der von der StA Coburg zugrunde gelegte Tatsachenbegriff ist unrichtig. Er ist eine positivistische  
Erblast aus dem 19. Jahrhundert. Er ist inzwischen durch neue wissenschaftstheoretische und  
sprachwissenschaftliche Erkenntnisse überholt. Juristisch ist er antiquiert.

“Tatsachen“  sind  Sachverhalte  (Sätze),  die  durch  wahre  Aussagen  dargestellt  werden  (vgl.  
Mittelstraß  (ed),  Enzyklopädie  Philosophie  und  Wissenschaftstheorie,  Band  4,  Stichwort  
“Tatsache“,  1996,  4.  Aufl.,  S.  209).  “Wahr“  sind  Aussagen,  wenn  sie  übereinstimmend  von  
sachverständigen  Personen  bestätigt  werden  (vgl.  Kamlah-Lorenzen,  Logische  Propädeutik,  
Vorschule des vernünftigen Redens, 1973, 2. Aufl., S. 117 ff., 136 ff.).

Bei  der  Gesetzesanwendung ist  die  Methodenwahl  für  die  Tatsachenermittlung entscheidend.  
Auch diese Aussage ist eine Tatsache! Ist die Methode der Gesetzesanwendung (gerade auch  
nach den juristischen Kriterien) eindeutig unrichtig, indem sie auf Gesetzesumgehung hinausläuft,  
werden  “falsche  Tatsachen-behauptungen“  herangezogen  bzw.  ermittelt.  Das  sind  landläufig  
“falsche Tatsachen“ (vgl. § 263 StGB). 

2.  Der  Einzelrichter  des  Landgerichts  hat  im  Annahmeverfahren  lediglich  zu  prüfen,  ob  das  
erstinstanzliche  Urteil  einwandfrei  („“begründet“)  ist.  Er  hat  hierzu  in  dem  Beschluss  vom  
19.10.2007 festgestellt, dass es hieran eindeutig im erstinstanzlichen Urteil fehlt.



Eine (diffamierende) Schmähkritik ist gerade nicht gegeben. Es ist überhaupt keine Schmähkritik  
gegeben!  Die  Wortwahl  im  sitzungspolizeilichen  Antrag  sei  durchaus  absolut  “sachbezogen“!  
Damit ist gemäß § 313 Abs. 2 StPO klargestellt, dass das erstinstanzliche Urteil unbegründet bzw.  
aufhebungsbedürftig ist, und zwar ganz gleichgültig, ob es “im Ergebnis“ doch noch haltbar ist.  
Dies  zu  entscheiden  ist  allein  zuständig  das  Kollegialorgan  des  Landgerichts  anlässlich  der  
Entscheidung über die vom Einzelrichter zuzulassende Annahmeberufung, und ganz gleichgültig,  
ob  eine  Beleidigung  im  vorliegenden  Falle  aufgrund  einer  angeblich  “massiven  
Unverhältnismäßigkeit“ (?) gegeben sei. Für eine solche Erwägung fehlte dem Einzelrichter die  
Zuständigkeit; insoweit hat er sich die Zuständigkeit angemaßt, was Rechtsbeugung ist. Dies hat  
er im Hinblick darauf verkannt, dass er eine Fragestellung beantwortet hat, die für ihn gerade  
gemäß § 313 StPO nachrangig ist, nämlich, ob das erstinstanzliche Urteil im Ergebnis richtig ist.  
Die  zutreffende  Fragestellung,  die  er  zu  beantworten  gehabt  hätte,  lautet,  dass  das  
erstinstanzliche Urteil  unzutreffend begründet worden ist  und deshalb dem Kollegialorgan des  
Berufungsgerichts vorzulegen ist, wie es in § 313 Abs. 2 StPO vorgeschrieben ist.

3. Es ist immer schon anerkannt,  dass die im Text der Rechtsnormen verwendeten Begriffe nach  
Maßgabe des Sinns und Zwecks der Rechtsnormen inhaltlich zu bestimmen sind. Deshalb kann  
durchaus der Tatsachenbegriff in § 174 StPO nach spezifischen juristischen Auslegungsregeln  
ermittelt  werden.  In  §  174  Abs.  2  StPO geht  es  darum,  aufzudecken,  dass  eine  bestimmte  
Gesetzesanwendung falsch ist. Deshalb darf die Inhaltsbestimmung des Tatsachenbegriffs kein  
Hindernis  für  die Aufdeckung der  eindeutig  falschen Methodenwahl  sein!  § 174 Abs.  2  StPO  
bezweckt  die  Aufklärung  falscher  Gesetzesanwendung  zum  Zwecke  der  Abwendung  von  
Wiederholungsgefahr!

4.  Es  kommt  hinzu,  dass  die  Generalstaatsanwaltschaft  in  ihrer  Entscheidung  über  die  
Vorschaltbeschwerde  vom  14.11.2011  die  hier  vorgebrachten  Gesichtspunkte  der  falschen  
Methodenwahl noch nicht geprüft hat und nicht zu prüfen brauchte, weil  die zugrundeliegende  
Rüge  der  falschen  Methodenwahl  seinerzeit  noch  nicht  geltend  gemacht  worden  war.  Dies  
geschah erstmals im gerichtlichen Klageerzwingungsantrag. Deshalb präkludiert die Rechtskraft  
des  Beschlusses  des  OLG  Bamberg  vom  03.02.2012  keineswegs  die  im  Schreiben  vom  
10.02.2012  neu  vorgebrachten  Tatsachen!  Diese  Tatsachen  sind  im  vorliegenden  Schriftsatz  
konkretisiert  worden.  Dass  es  Tatsachen  sind,  habe  ich  nachgewiesen.  Die  gegenteiligen  
Ausführungen im Schreiben der StA Coburg vom 23.02.2012 sind also irrig. 

5. Im Übrigen konkretisieren die “allgemeinen Gesetze“ das Grundrecht der Meinungsfreiheit (vgl. Art  
5 GG). Hierzu gehören § 185 StGB, § 313 StPO, § 193 StGB, § 338 Nr. 8 StPO. Hingegen gehört  
nicht hierher § 349 StPO. Diese Vorschrift ist nicht einschlägig. Sie ist auf die Verhältnisse beim  
BGH  zugeschnitten,  wonach  zurückverwiesen  werden  darf,  was  in  §  313  StPO  für  den  
Einzelrichter gerade ausgeschlossen ist! Die Annahmeberufung unterscheidet sich eben von der  
Revision derartig, dass eine platte Analogie zur Revision nicht möglich ist. Weiter ist festzuhalten,  
dass die Pressefreiheit des Reporters erst dann berührt ist, wenn das Landgericht im Vorprozess  
den vom Verteidiger beantragten Platzverweis beschlossen hätte. Das Landgericht hätte also die  
Pressefreiheit  dann  beachten  müssen  und  nicht  der  Verteidiger!  Die  Erwägungen  der  
“Unverhältnismäßigkeit“  sind  abwegig,  weil  der  Reporter  im  Vorprozess  vom  Verteidiger  
abgemahnt  worden ist.  Die  Zeitung hat  ablehnend geantwortet.  Das Ablehnungsschreiben ist  
übergeben  worden  in  der  Hauptverhandlung  beim  Amtsgericht  Hof  am  27.08.2007!  Dem  
Verteidiger ist seinerzeit überhaupt nichts übriggeblieben, als den Platzverweis zu beantragen, um  
aufmerksam zu machen auf die Grenzüberschreitungen des Reporters.  Die Beeinflussung der  
Schöffen  durch  schiefe  und  einseitige  Berichterstattung  war  handgreiflich.  In  jedem  GVG-
Kommentar ist ein sitzungspolizeilicher Antrag zur Abwehr solcher Feindseligkeiten kommentiert  
und als zulässig beschrieben!  

6.  Die absolute Widersprüchlichkeit  des Entscheidungsverhaltens des Einzelrichters im Beschluss  
vom 19.10.2007 lässt sich auch wie folgt beschreiben:

Ist in einem sachbezogenen Text (Feststellung des Einzelrichters im Beschluss vom 19.10.2007)  
eine  bestimmte  Beleidigung  (diffamierende  Schmähkritik  laut  erstinstanzlichem  Urteil  vom  
27.08.2007) gerade nicht gegeben, wie der Einzelrichter nachgewiesen hat, so ist erst recht eine  
“massive Unverhältnismäßigkeit“ des gleichen Textes ausgeschlossen! Es ist kein Raum für eine  
unverhältnismäßige Beleidigung, wenn es bereits an einer Beleidigung fehlt! Hinzu kommt hier die  
sitzungspolizeiliche  Rechtfertigung gemäß §  193 StGB,  der  eine  rechtlich  relevante  Tatsache  
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darstellt. Hinzu kommt der Vorrang des prozessualen Rechts, wie ihn Sieber und Roxin betont  
haben (Roxin, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band I, Grundlagen, 2006, 4. Aufl., § 7 Rn. 11 unter  
Bezugnahme auf Sieber, Roxin-FS 2001, 1113, 1137, 1138).

7. Letzteres mag nicht “neu“ sein, aber es ist bemerkenswert, weil Zulässigkeitsvoraussetzungen stets  
zu beachten sind. Es fehlt im vorliegenden Fall nicht nur am öffentlichen Verfolgungsinteresse des  
Privatklagedelikts (§ 376 StPO). Es fehlt darüber hinaus an der Zulässigkeit für die Einleitung des  
zugrundeliegenden Ermittlungsverfahrens.  Es  fehlt  aber  auch die  Befugnis  zur  Erhebung und  
Zulassung  der  Anklage.  Es  fehlt  an  der  Zulässigkeit  der  Hauptverhandlung  und  an  der  
Zulässigkeit des Sachurteils vom 27.08.2007! Es hätte längst gemäß § 206 StPO entschieden  
werden müssen!

8.  Zusammenfassung:  Die  in  dem  Beschluss  des  Einzelrichters  des  LG  Hof  vom  19.10.2007  
praktizierte  Art  der  Gesetzesanwendung ermöglicht  es,  Grundrechte zu umgehen,  wovon hier  
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  Der  Einzelrichter  hat  die  von  ihm  festgestellte  
Aufhebungsbedürftigkeit  des  erstinstanzlichen  Urteils  nicht  als  Berufungszulassungsgrund  
akzeptiert, sondern ergänzende Erwägungen herangezogen, anstatt sofort die vorgeschriebene  
Verweisung an das Kollegialorgan des Landgerichts anzuordnen. Der Einzelrichter war nicht mehr  
zuständig,  die  angebliche  Richtigkeit  des  erstinstanzlichen  Urteils  “im  Ergebnis“  (wegen  
angeblicher  Unverhältnismäßigkeit)  festzustellen.  Das  Klageerzwingungsverfahren  dient  der  
Ausmerzung von Rechtsfehlern. Bei dieser Zweckbestimmung ist der Begriff der “neuen Tatsache“  
als Gesichtspunkt auszulegen, der geeignet ist, jede verfassungsrechtlich relevante Anomalie, die  
bei der Gesetzesanwendung geschehen ist, auszumerzen. Diese Anomalie äußerte sich hier in  
Form der  Widersprüchlichkeit  im  Beschluss  vom 19.10.2007 im Hinblick  auf  §  313 StPO.  Er  
äußerte  sich  darüber  hinaus  insbesondere  in  der  Zuständigkeitsanmaßung  des  
Entscheidungsverhaltens des Einzelrichters, der die Vorlegung der Sache beim Kollegialorgan des  
Berufungsgerichts verschmäht hat. Dies war ihm gesetzlich gerade nicht erlaubt. Gerade dies ist  
der wesentliche Inhalt des § 313 StPO im Verhältnis zur einfachen Berufung bzw. Revision.

9.  Die  Generalstaatsanwaltschaft  hat  deshalb  die  Rechtspflicht,  die  beantragte  Anklage  wegen  
Rechtsbeugung in die Wege zu leiten. Vermutlich wird sich ergeben, dass Einfluss genommen  
worden ist auf den Einzelrichter. Dies mag zur Verfahrenseinstellung führen. Ich bitte um eine  
Sachbehandlung vor Ablauf der Verjährungsfrist, die unter Umständen im August 2012 droht. Ein  
formeller neuer Klageerzwingungsantrag dürfte angesichts der Klarheit der Sach- und Rechtslage  
nicht  erforderlich sein?  Unter  der  oben erwähnten sachfremden “Einflussnahme“ verstehe ich  
auch einen Gruppenzwang, der eben gerade durch die falsche Berichterstattung des Reporters  
bei der Hofer Justiz ausgelöst worden sein mag.

Hochachtungsvoll

Rechtsanwalt
Rüdiger Fehn
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Oberlandesgericht
Wilhelmsplatz 1
96045 Bamberg

Hof, 15.03.2012

Aktenzeichen: 7 Zs 1049/11 GenStA Bamberg
                         105 Js 7689/11 StA Coburg
                          3 Ws 62/2011 

K l a g e e r z w i n g u n g s a n t r a g

des Antragstellers, Dr. Hans Kohlschütter, Luisenburgstr. 1, 95145 Oberkotzau, vertreten durch RA  
Rüdiger Fehn

gegen

1. Dr. Schiener (Hof) 
2. Dr. Heinrichsmeier (München)
3. Dr. Finkenberger (Bayreuth)
4. Biehler (Hof)

Hier: Vorschaltbescheid der GeneralStA Bamberg vom 12.03.2012, zugegangen am 15.03.2012

Ich vertrete den Antragsteller im Verfahren gemäß § 172 StPO. Vollmacht wurde bereits übergeben. 

Ich

b e a n t r a g e ,

zu erkennen:



in
1. Der Bescheid des GeneralStA Bamberg vom 12.03.2012 wird aufgehoben.

2. Der Bescheid der StA Coburg vom 22.02.2012 wird aufgehoben.

3. Es wird angeordnet,  dass die Staatsanwaltschaft  ein  strafrechtliches Verfahren gegen Dr.  
Heinrichsmeier,  Dr.  Schiener,  Dr.  Finkenberger  und  Biehler  einzuleiten  hat,  und  zwar  wegen  
Rechtsbeugung bzw. Strafvereitelung im Amt bzw. Verfolgung Unschuldiger  bzw.  Verleitung eines  
Untergebenen zu einer Straftat, begangen durch Tun oder Unterlassen (§ 336 StGB). 

Begründung:

Zur Vorgeschichte ist hervorzuheben, dass bereits eine Entscheidung des OLG Bamberg über die  
Klageerzwingung  vorliegt,  nämlich  vom  03.02.2012  (3  Ws  62/2011).  Ursache  hierfür  war  der  
Klageerzwingungsantrag vom 16.12.2011.

In  diesem  Verfahren  ist  noch  nicht  geltend  gemacht  worden,  dass  der  Einzelrichter  des  
Berufungsgerichts in Hof eine falsche Methode bei der Anwendung der §§ 313 StPO i.V.m. 193 StGB  
angewendet hat, die von Herrn Dr. Heinrichsmeier, der bei dem Verfassungsgerichtshof in München  
als Ministerialrat tätig ist, unterstützt worden ist, was dann von dem BayVerfGH übernommen worden  
ist und dazu geführt hat, dass das Urteil des Amtsgerichts Hof vom 27.08.2007 (11 Ds 31 Js 311/07)  
für verfassungsmäßig gehalten worden ist.

Diese Dinge sind im Einzelnen bereits im Klageerzwingungsantrag an das OLG München i.V.m. mit  
meinem Schriftsatz an die GeneralStA Bamberg vom 13.03.2012 dargelegt worden.

Zur Vorgeschichte ist vorab mitzuteilen, dass über meinen Wiederaufnahmeantrag vom 10.02.2012  
ablehnend durch die StA Coburg geantwortet worden ist, und zwar im Bescheid der StA Coburg vom  
22.02.2012 Es wurde behauptet, dass neue Tatsachen nicht geltend gemacht worden seien. Dies ist  
unzutreffend, wie in meiner Vorschaltbeschwerde vom 28.02.2012 nachgewiesen worden ist (i.V.m.  
meinem Schriftsatz an den GeneralStA Bamberg vom 13.03.2012). 

Durch Bescheid vom 12.03.2012 des Herrn GeneralStA in Bamberg ist vorgespiegelt worden, als ob  
der  Schriftsatz  vom  28.02.2012  keine  Vorschaltbeschwerde  enthalten  habe,  sondern  nur  eine  
Aufsichtsbeschwerde. 

Der Sache nach ist der Bescheid des GeneralStA vom 12.03.2012, eingegangen am 15.03.2012 ein  
Vorschaltbescheid gemäß § 172 StPO. 

Nur diese Auslegung ist verfassungskonform zum Zwecke der Erhaltung der Wirkungsmöglichkeit  des  
Art. 19 Abs. 4 GG! Es ist prinzipiell undenkbar, dass eine rechtsstaatliche Behörde hergeht und im  
Falle  der  Verfassungsbeschwerde  eines  Rechtsanwalts  unterstellt,  dass  in  Wahrheit  nur  eine  
Gegenvorstellung  gegen  eine  subalterne  Entscheidung  vorliege.  Eine  derartige  “Umdeutung“  ist  
absolut unzulässig.

So ähnlich liegt  es hier.  Zur  Erhaltung der  Möglichkeit  einer  Verfassungsbeschwerde,  für  die  die  
Ausnützung  des  Rechtswegs  erforderlich  ist,  muss  der  Bescheid  des  GeneralStA Bamberg  vom  
12.03.2012 als Vorschaltbescheid bewertet werden. 

Diese Interpretation führt zu einem zulässigen und auch begründeten Antrag auf Wiederaufnahme im  
Rahmen des hier vorliegenden neuen Klageerzwingungsantrags. Irrtümlich meint der GeneralStA in  
Bamberg, dass neue Tatsachen oder Beweismittel  “nicht  zutage getreten sind“. Hierauf kommt es  
nicht an. Wesentlich ist, ob neue Tatsachen oder Beweismittel neu geltend gemacht worden sind und  
dies ist hier der Fall in Form der Ausführungen im Klageerzwingungsantrag an das OLG München.  
Diese  Ausführungen  habe  ich  mir  zu  eigen  gemacht  für  die  ergänzende  Begründung  der  
Vorschaltbeschwerde vom 28.02.2012. Der entsprechende Schriftsatz ist bereits am 11.03.2012 an  
den GeneralStA in Bamberg gefaxt worden und später per Post geschickt worden.

2



Die wesentlichen Argumente finden sich bereits im Schreiben vom 28.02.2012. Im Schriftsatz vom  
13.03.2012 werden diese Argumente nur noch zusammengefasst. 

Zusammenfassung:

Der  GeneralStA  Bamberg  hat  eigenmächtig  die  Vorschaltbeschwerde  vom  28.02.2012  in  eine  
“Aufsichtsbeschwerde“ umgedeutet und damit diminuiert. Dies geschah im Bescheid des GeneralStA  
vom  12.03.2012.  Eine  Aufsichtsbeschwerde  liegt  in  Wahrheit  nicht  vor!  Die  Umdeutung  ist  
rechtswidrig.  Sie ist  eine Zweckentfremdung meines Rechtsmittels.  Die Vorschaltbeschwerde vom  
28.02.2012 war eindeutig gegen den Bescheid der StA Coburg vom 22.02.2012 gerichtet, wonach für  
den  Wiederaufnahmeantrag  gemäß  §§  172,  174  StPO keine  neuen  Tatsachen  geltend  gemacht  
worden seien. Hierbei ist der Tatsachenbegriff grob verkannt worden, wie in der Vorschaltbeschwerde  
vom 28.02.2012 unter  Angabe von Fundstellen  in  der  wissenschaftlichen Literatur  nachgewiesen  
worden ist.

Der juristische Tatsachenbegriff schillert. Während im Strafrecht durchaus Sachverständigenbeweis  
für  bestimmte  Schlussfolgerungen  zulässig  ist,  soll  dies  im  einstweiligen  Verfügungsverfahren  
ausgeschlossen  sein.  Im  Verfahren  der  Klageerzwingung  gilt  allerdings  der  strafrechtliche  
Tatsachenbegriff. Der zivilrechtliche Tatsachenbegriff ist positivistisch und überholt. 

Im  vorliegenden  Fall  geht  es  freilich  nicht  nur  um  eine  Rechtsfrage,  sondern  um eine  Tatfrage,  
nämlich, ob die angeblich vom Beschuldigten begangene Ehrverletzung in einem sitzungspolizeilichen  
Antrag enthalten sein soll oder nicht. Letzteres wurde unterstellt, und zwar wahrheitswidrig, und zwar  
sowohl in der Anklageschrift des StA Biehler wie auch in dem entsprechenden Urteil des Amtsgerichts  
Hof vom 27.08.2007. Auf dem Deckblatt ist vermerkt, dass § 193 StGB nicht angewandt worden ist.  
Dies deshalb, weil man unterstellt hat, dass kein sitzungspolizeilicher Antrag vorliege, obwohl dieser  
seinerzeit im Vorprozess gerade gestellt worden ist und obwohl gerade über ihn auch entschieden  
worden ist durch Beschluss gemäß § 172 GVG. 

Bei  alledem ist der Bescheid des GeneralStA Bamberg vom 12.03.2012 als Vorschaltbescheid zu  
deuten, gegen den gerichtlicher Klageerzwingungsantrag gemäß §§ 172, 174 StPO statthaft ist. 

§ 193 StGB ist nur deshalb nicht angewandt worden (auch nicht von dem Einzelrichter im Beschluss  
des LG Hof vom 19.07.2007), weil man die Existenz des sitzungspolizeilichen Antrags verweigert bzw.  
ignoriert hat. 

Im Übrigen ist die von Heinrichsmeier und Dr. Schiener herangezogene Analogie zu § 349 StPO  
gegenstandslos. Sie ist dies deshalb, weil hier bei der Auslegung der Wortverbindung “offensichtlich  
unbegründet“  zu  beachten  ist,  dass  der  Senat  des  BGH bei  Anwendung  des  §  349  StPO eine  
Zurückverweisung  in  einem  Fall  der  vorliegenden  Art  hätte  vornehmen  müssen.  Eine  solche  
Zurückverweisung  ist  aber  dem  Einzelrichter  gerade  versagt!  §  313  StPO  schließt  die  
Zurückverweisung aus. Bei fehlerhaftem tatrichterlichen Urteil  muss die Sache dem Kollegialorgan  
des Berufungsgerichts vorgelegt werden! 

Diese Dinge sind im Einzelnen im Schriftsatz vom 28.02.2012 und im Klageerzwingungsantrag an das  
OLG  München  sowie  im  Schriftsatz  vom  13.03.2012  dargelegt  worden.  Der  Inhalt  des  
Klageerzwingungsantrag  an  das  OLG  München  vom  08.03.2012  ist  dem  Herrn  GeneralStA  in  
Bamberg zugeleitet worden und es ist ausdrücklich geklärt worden, dass die Ausführungen in dem  
Antrag vom 08.03.2012 zum Gegenstand und Inhalt der Vorschaltbeschwerde vom 28.02.2012 erklärt  
werden.  Dem  hat  der  Herr  GeneralStA in  Bamberg  ausweichen  wollen,  indem  er  einen  Trick  
angewendet hat, der rechtsstaatlich verwerflich ist, nämlich Umdeutung der Vorschaltbeschwerde in  
eine Aufsichtsbeschwerde!

In Wahrheit ist also der Bescheid des GeneralStA Bamberg vom 12.03.2012 verfassungskonform nur  
als Vorschaltbescheid zu deuten! Würde dies nicht geschehen, würde im Falle der  Erhebung der  
Verfassungsbeschwerde  gegen  den  Bescheid  vom  12.03.2012  argumentiert  werden,  dass  der  
Rechtsweg nicht ausgeschöpft ist. Dem dient der vorliegende Klageerzwingungsantrag.

Alle  übrigen  Erfordernisse  gemäß  §  172  StPO  sind  bereits  im  vorangegangenen  
Klageerzwingungsantrag vom 16.12.2011 erfüllt worden.
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In  der  Anlage  übereiche  ich  ergänzend  das  Deckblatt  des  Urteils  des  Amtsgerichts  Hof  vom  
27.08.2007, wonach das Amtsgericht gerade nicht § 193 StGB angewendet hat. Dies wird nicht nur  
auf dem Deckblatt  dokumentiert,  sondern auch im Text selbst.  Das Amtsgericht  hat ganz einfach  
verkannt, dass es Sache des antragstellenden Rechtsanwalts ist, welche rechtliche Bewandtnis ein  
Antrag hat. Dass hier der Antrag vom 11.12.2006 (1 KLs 242 Js 17829/05), der auf S. 3 des Urteils  
des Amtsgerichts vom 27.08.2007 zitiert wird, ein sitzungspolizeilicher Antrag war, unterliegt keinem  
Zweifel.  Die Diminuierung dieses Antrags zur bloßen “prozessualen Erklärung des Verteidigers“ ist  
eine rechtswidrige Diminiuierung, so dass das Amtsgerichtsurteil über einen Sachverhalt ergangen ist,  
der  in  Wahrheit  nicht  vorliegt.  Eine  Änderung  des  rechtlichen  Gesichtspunkts  ist  in  der  
Hauptverhandlung nicht erfolgt. § 193 StGB wird im Urteilstext des Amtsgerichts nicht näher überprüft,  
sondern  von  vornherein  abgelehnt,  zumal  man  auch  noch  eine  Drittwirkung  der  Grundrechte  
angenommen  hat  und  geglaubt  hat,  dass  ein  Verteidiger  verpflichtet  sei,  die  Pressefreiheit  zu  
beachten, und dass überhaupt die Pressefreiheit tangiert sei, wenn ein Verteidiger einen Antrag auf  
Platzverweis (sitzungspolizeilicher Antrag) stellt. 

Darüber hinaus befinden sich zahlreiche weitere grobe Ungereimtheiten im Urteil des Amtsgerichts  
Hof vom 27.08.2007, die den Einzelrichter des Landgerichts Hof im Rahmen der Entscheidung über  
die  Annahmeberufung  zu  der  Erkenntnis  gebracht  haben,  dass  das  Urteil  fehlerhaft  ist  und  
unbrauchbar  ist,  weil  praktisch  eine “sachbezogene Ehrverletzung“  gegeben sein müsste,  die  als  
solche undenkbar ist! Sie ist insbesondere unter dem Gesichtspunkt des § 193 StGB undenkbar!

Rechtsanwalt
Rüdiger Fehn

Anlagen:
Deckblatt des Urteils des AG Hof v. 27.08.2007
Schriftsatz  an  GenStA BA vom 13.03.2012 (das  Original  ist  von  mir  unterschrieben  worden  und  
sowohl in Bamberg als auch bei dem OLG München vorgelegt worden)
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An das
Oberlandesgericht

96045 Bamberg

vorab per Telefax 0951/833-1240

Hof, 02.05.2012

Aktenzeichen: Ws 62/211
 Hier: Mein Antrag auf Fortsetzung gemäß § 172, 174 StPOt für den Antragsteller  
(Beschwerdeführer, fortan: Bf) Dr. Hans Kohlschütter      

                         

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Klageerzwingungsantrag des Bf vom 08.03.2012 (Münchner Aktenzeichen unbekannt) wird wie  
folgt ergänzt:

Haben  die  bayerischen  Justizbehörden  in  vorauseilendem  Gehorsam  dem  Rechtsstaat  und  der  
Meinungsfreiheit den Krieg erklärt, und zwar auf Kosten des Bf? Diese Frage drängt sich auf: “Die  
öffentlichen  Ankläger  vor  den  Strafgerichten  sind  an  die  Weisungen  ihrer  vorgesetzten  Behörde  
gebunden“  (Art.  89 BV).  Das Urteil  des  Amtsgerichts  Hof  vom 27.08.2007 (11 Ds 31 Js  311/07,  
abgedruckt bei Kohlschütter, Die Quanten des Unwerts der Straftat, 2011, S. 186 ff) dürfte politisch  
motiviert  gewesen sein.  Es ist  rational  nicht  erklärbar.  Es finden sich zahlreiche wahrheitswidrige  
Unterstellungen und Verdrehungen im Urteilstext,  die sowohl tatsächlicher als auch rechtlicher Art  
sind. Die Verurteilung wegen Beleidigung sei begründet, weil die Pressefreiheit verletzt worden sei.  
Der  Antrag auf Platzverweis sei  ein Antrag auf Ausgrenzung und verstoße gegen die Würde des  
Menschen und sei beleidigend, weil er keinerlei Erfolgsaussichten gehabt habe. “Die Abwägung, die  
im Rahmen des § 34 StGB vorzunehmen sei, verpflichte dazu, das Recht auf Pressefreiheit,  das  
verletzt  worden sei  mit  einzubeziehen.  Die Ergebnisse dieser  Abwägung entsprechen denen,  die  
hierzu im Rahmen der Erörterung des § 193 StGB … gemacht wurden.“ Eine Erörterung des § 193  
StGB ist aber gerade nicht erfolgt, obwohl die angeblich beleidigende Wortverwendung (“Schmierfink“)  
in einem sitzungspolizeilichen Antrag zur Störerbeschreibung enthalten war. Wieso § 193 StGB nicht  
anwendbar sei, wird insbesondere auch nicht auf S. 4 des Urteilstextes gesagt. Dort wird unterstellt,  
dass  der  Bf  im  Hinblick  auf  die  Berichterstattung  der  Zeitung “den  wirtschaftlichen  Erfolg  seiner  
Kanzlei  schwinden sah“. Indessen ist diese Gefahr erst dadurch entstanden, dass das Urteil  vom  
27.08.2007 aufgrund Einladung der Reporter schauprozessmäßig und falsch interpretiert worden ist.



Damit wurde gezielt ein Angriff gegen die Kanzlei gerichtet unternommen, so dass ein Notverkauf  
erforderlich  wurde (Ende 2007).  Die  angeblich  erforderliche  Abwägung  zwischen  dem Recht  auf  
wirkungsvolle Verteidigung des Angeklagten und Meinungs-  und Pressefreiheit  des Reporters  war  
nicht veranlasst. Sie beruhte auf einer rechtlichen Fehlvorstellung der Richterin, zumal dem Bf auch  
noch Schmähkritik unterstellt worden ist,  die auch noch im Beschwerdebescheid der StA Hof vom  
28.11.2007  (253  Js  15869/07)  bekräftigt  worden  ist  ebenso  wie  das  erfundene  öffentliche  
Verfolgungsinteresse gemäß § 376 StPO (Bescheid des stellvertr. Leitenden OStA vom 03.04.2008,  
worin  insbesondere  der  Kontext  der  angeblichen  Beleidigung  ignoriert  worden  ist  durch  
sitzungspolizeilichen Antrag auf Platzverweis).  § 193 StGB wurde unterdrückt.  Die Anwendbarkeit  
wurde  geleugnet,  obwohl  inzwischen  der  nachmalige  Vicepräsident  des  Landgerichts  in  der  
Entscheidung über die Annahmeberufung, nämlich im Beschluss vom 19.10.2007, klargestellt hatte,  
dass das Urteil des Amtsgerichts Hof vom 27.08.2007 grob unrichtig sei (4 Ns 31 Js 311/07 LG Hof,  
abgedruckt bei Kohlschütter, aaO, S. 196 ff). Die Verteidigung des Prozessergebnisses des AG Hof  
vom  27.08.2007  war  mutwillig.  Sie  geschah  durch  den  langjährigen  Hofer  Bürgermeister,  CSU-
Stadtrat Siller, der nebenberuflich die StA dominiert,  so dass er dem StdOStA der StA Hof, Herrn  
Schmitt, als geeignet erschien, als Sachbearbeiter der Eingaben des Bf zu fungieren, der zwölf Jahre  
lang als Gemeinderatsmitglied ein politischer Gegner (SPD) war. 

Beweis: Vorlegung der Einstellungsbeschlüsse der StA Hof vom 28.11.2007 und 03.04.2008 (253 Js  
3623/08).

Der nachmalige Gruppenleiter, Herr StA Laib hat hintertrieben, und zwar durch Willkürakt gemäß §  
376  StPO,  dass  §  193  StGB  berücksichtigt  wird.  Er  hat  StA Biehler  bei  der  Formulierung  der  
Anklageschrift  motiviert,  davon  abzusehen,  den  Kontext  des  sitzungspolizeilichen  Antrags  vom  
11.12.2006 zu überprüfen. Im Sitzungsprotokoll der einschlägigen Hauptverhandlung im Verfahren 1  
KLs 242 Js 17829/05 (LG Hof) wurde ausgeführt, dass das Landgericht über den sitzungspolizeilichen  
Antrag  entschieden  hat,  so  dass  eben  keine  bloße  “unverbindliche  Erklärung“  des  Verteidigers  
vorgelegen  hat,  sondern  ein  prozessualer  Beweisantrag,  dessen  Identität  als  solcher  in  der  
Anklageschrift  des  Herrn  StA Biehler  verfälscht  dargestellt  wird,  indem  er  als  bloße  Erklärung  
deklariert wird. Es ging ausdrücklich um die Verteidigung gegen die verbalen Übergriffe des Reporters  
infolge falscher Berichterstattung. Die Ausführungen im Beschluss des Einzelrichters vom 19.10.2007  
sind  geradezu  abenteuerlich,  soweit  geltend  gemacht  wird,  dass  die  Berichterstattung  “objektiv“  
gewesen sei. Der Einzelrichter war in der Hauptverhandlung bei der Strafkammer nicht anwesend.  
Auch die Amtsrichterin war dies nicht. Dass man sehenden Auges gegen § 261 StPO verstoßen wird,  
war für den Bf nicht voraussehbar. 

Der  nachmalige Gruppenleiter  Laib,  der  durch die Art  seiner  Sachbehandlung im Guttenberg-Fall  
(Verfahrenseinstellung)  liberal  verfuhr,  bewies  damit,  dass  die  gegenteilige  Sachbehandlung  im  
vorliegenden Fall persönlichkeitsfremd ist. Das nicht vorhandene Verfolgungsinteresse wurde geltend  
gemacht. Eine Verfahrenseinstellung wurde nicht angeboten! § 193 StGB wurde mutwillig unter den  
Teppich gekehrt.

Beweis: Deckblatt der Ausfertigung des Urteils des AG Hof vom 27.08.2007,

wonach § 193 StGB nicht angewendet worden ist. Das im Urteil behauptete Gegenteil ist unzutreffend.

Die Verurteilung wurde auf die angebliche Verletzung der Verhältnismäßigkeit durch den Verteidiger  
gestützt, was absurd ist.  Die Anwendung dieses Grundsatzes ist allenfalls zur Einschränkung von  
Befugnissen  der  Staatsgewalt  einschlägig.  Die  Verhältnismäßigkeit  hat  lediglich  
strafbarkeitsbegrenzende  Funktion.  Keineswegs  darf  sie  zur  Anspruchsbegründung  missbraucht  
werden, wie hier geschehen. Dies ist Bestandteil der Rechtsbeugung auch des Einzelrichters, der bei  
der  Entscheidung  über  die  Annahmeberufung  sich  die  Zuständigkeit  des  Kollegialorgans  des  
Berufungsgerichts angemaßt hat.

Die Strafjustiz wurde zu sachfremden Disziplinierungszwecken missbraucht. 

Bereits die merkwürdige Praxis, einen Ministerialdirektor in spe, dessen Besoldung die der Richter des  
Verfassungsgerichtshofs übertrifft, als Oberst des Spruchkörpers (“Generalsekretär“) zu installieren,  
lässt  zu  denken  übrig.  Denn  er  hat  die  wegweisende  Befugnis  gehabt,  dem  Gerichtshof  die  
“herrschende Meinung“ vorzugeben. Insbesondere ging er so weit, die Richter zu bedrohen, indem er  
dem  Bf  die  Verhängung  einer  Missbrauchsgebühr  androhte,  wenn  er  die  Beschwerde  nicht  
zurücknimmt. 
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Beweis: Schreiben des Generalsekretärs vom 11.03.2008 an Kanzlei Fehn.

Die „Missbrauchsgebühr“ wurde von Heinrichsmeier auf bis zu “1.500,00 Euro“ (S. 10 des Schreibens  
vom 11.03.2008)  beziffert.  Und dies,  obwohl bereits unabhängig hiervon eine Rechtsbeugung des  
Verfassers des Schreibens vom 11.03.2008 begangen worden war, die ihresgleichen sucht. 

Die  Mitglieder  des  Spruchkörpers  sind  also  rechtswidrig  unter  Druck  gesetzt  worden.  Der  
Generalsekretär wurde vom Bf vergeblich wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt.

Geradezu schäbig war es, dass man nicht einmal anerkannte, dass hier der Bf die Zeitungsredaktion  
vergeblich  abgemahnt  hatte,  bevor  der  Antrag  auf  Platzverweis  gestellt  worden  war.  Die  
gleichgeschaltete Justiz ignorierte auch das ausführliche Entschuldigungsschreiben, das der Bf an  
den  Reporter  geschickt  hatte  (übergeben  in  der  HV  vom  27.08.2007).  Die  Art  und  Weise  des  
Justizverhaltens erinnert an die Praxis politisch motivierter Justiz.

Das vorliegende gleichgeschaltete justizbehördliche Entscheidungsverhalten sollte nicht als Starrsinn  
oder Boshaftigkeit verharmlost werden. Es kann auch nicht als Ausreißer gedeutet werden, der nur in  
der  oberfränkischen  Provinz  vorkommt.  Vielmehr  ist  hier  am  Werke  eine  Kriminalisierung  durch  
Ausgrenzung des Strafverteidigers, ganz so, als ob dies eine richterliche Berufspflicht wäre! Gegeben  
ist also eine reine Rechtsbeugung in Form des organisierten Amtsmissbrauchs.

Wer  als  Volljurist  in  der  Antragstellung  auf  Platzverweis  eine  Verletzung  der  Meinungs-  und  
Pressefreiheit ortet, ja hierbei sogar Schmähkritik wahrnimmt (Urt. AG Hof vom 27.08.2007), beweist,  
dass er ferngesteuert ist und die Grundrechte (Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG) hintergeht. Rechtsstaat  
und Meinungsfreiheit werden auf den Kopf gestellt.

Den Gipfel der juristischen Absurdität hat freilich der Einzelrichter des Landgerichts, Herr Dr. Schiener,  
bei der Entscheidung über die Annahmberufung gemäß § 313 StPO erklommen, was gemäß Art. 89  
BV auf Anstiftung von Heinrichsmeier zurückzuführen ist, weil hier eine “Berichtssache“ vorliegt. Der  
Fall wird von der Regierung entschieden.

Dr. Schiener hat seine rechtliche Pflicht gemäß § 313 StPO (im Hinblick auf die von ihm festgestellte  
große  Fehlerhaftigkeit  der  Entscheidung  des  Amtsgerichts  Hof),  nämlich  die  Sache  an  das  
Kollegialorgan  zu  verweisen,  also  die  Berufung  zuzulassen,  dazu  missbraucht,  die  
Entscheidungsbefugnis des Kollegialorgans, im Berufungsverfahren aufgrund Hauptverhandlung zu  
entscheiden,  zu  antizipieren.  Er  hat  dem  Kollegialorgan  die  Zuständigkeit  gestohlen!  Diese  
Rechtsbeugung hat der Generalsekretär (!) wider besseres Wissen als korrekt hingestellt (Schreiben  
vom 11.03.2008). Er hat damit in die Entscheidungsbefugnis des VerfGH rechtswidrig eingegriffen! Er  
hat nicht einmal eingesehen, dass er im höchsten Maße befangen ist. Er hat seine Mitgliedschaft als  
Richter des VerfGH vorgespiegelt, indem er für den VerfGH sprach und unter dessen Aktenzeichen  
das  Gericht  präjudizierte.  Hierzu  ist  ein  Generalsekretär  nicht  befugt.  Der  VerfGH musste  falsch  
entscheiden, damit die Karriere des Generalsekretärs bzw. die eigene Karriere der Verfassungsrichter  
nicht gefährdet wird. Dies ist ein Fall für eine aufmerksame StA, wie offenbar auch Gössel meint (ZIS  
10/2009, S. 539 ff).

Herr  Heinrichsmeier  nennt  sich  zwar  offiziell  nur  “Referent“  des  pro  forma  amtierenden  
Generalsekretärs, als dessen “rechte Hand“ er in Wahrheit agiert, die von der Regierung kontrolliert  
und dirigiert  wird,  was eine unmittelbare  politische Einflussnahme der  Exekutive  auf  den VerfGH  
garantiert. Damit wird der Spruchkörper als Gericht entwertet und als parteipolitisches Machtorgan  
manifestiert, was den vorliegenden Rechtsfall in die Nähe der korruptionsverdächtigen Rechtspraxis  
im Fall Timoschenko rückt, wie man hoffentlich bald in der SZ wird lesen können. Offenbar ist der  
bereits im Zeitpunkt der Vorlegung der Strafanzeige im Juli  2011 an die Wand gemalte “Skandal“  
unausweichlich?

Wegen dieser drohenden Staatsaffäre ist vom Antragsteller bzw. Bf von Anfang an beantragt worden,  
die  Sache  bei  dem  Herrn  Generalbundesanwalt  vorzulegen.  Auf  diese  Antragstellung  ist  nie  
geantwortet  worden.  In  dieses  Bild  passt,  dass  die  StA  München  auf  meine  
Dienstaufsichtsbeschwerde vom 15.09.2011 (120 Js 1711341/11 StA München) erst nach mehrmaliger  
Mahnung mit monatelanger Verspätung reagiert hat, was das OLG München dem Beschwerdeführer  
als  Fristversäumnis  zugerechnet  hat,  so  dass  dessen  Klageerzwingungsantrag  in  München  vom  
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08.03.2012  (2  Ws  218/12 Kl)  durch  Beschluss  vom 20.04.2012  verworfen  worden  ist  (Gz:  5  Zs  
3984/11).

Herr  Prantl  wird  zumindest  schreiben:  „Der  Lack  ist  ab!  Ist  er  im  Staatsapperat  verblieben  aber  
unauffindbar versteckt oder verschollen, oder ist er endgültig verblichen?“

Folgender Sprachgebrauch („Wortverwendungen“) wird in Bezug auf den Begriff „Tatsache“ generell  
(erst recht im Fall des § 174 StPO) vom Bf vorgeschlagen:

a) Meinungsäußerungen sind Aussagen, das heißt Behauptungen von Tatsachen (mit behauptetem  
und  ggf.  beweisbarem  Wahrheitswert)  oder  aber  keine  Behauptungen  von  Tatsachen  (ohne  
behauptetem bzw. beweisbarem Wahrheitswert) oder aber Behauptungen mit unentscheidbarem  
Wahrheitswert.

b)  Behauptungen  von  Tatsachen  haben  (beweisbaren)  Wahrheitswert,  wenn  sie  aufgrund  
sachverständiger Überprüfung bestätigt werden (können).

c)  Tatsachenbehauptungen  können  auch  Schlussfolgerungen  sein,  zum  Beispiel  rechtlicher  Art  
(„Rechtsbehauptungen“ bezüglich der Beantwortung von „Rechtsfragen“)

d)  Die  Frage,  ob  eine  Beweisaufnahme“  zur  Erforschung des  Wahrheitswerts  erforderlich  ist,  ist  
sachfremd. Allenfalls ist hinsichtlich der gletenden Regeln, Normen und Naturgesetze ein Beweis  
über die einschlägige Logik bzw. Ordnung zu erheben.

e) Es gibt also keine „neuen Tatsachen“, sondern nur solche Tatsachen, die früher noch nicht, sondern  
erst nunmehr (neuerdings) geltend gemacht werden (worden sind).

Hochachtungsvoll

Rechtsanwalt
Rüdiger Fehn

Anlagenverzeichnis:
- Klageerzwingungsantrag vom 15.03.2012
- Textkopie von Art. 111 BV
- Aufsatz Gössel ZIS 2009, 539 ff.
- Vorschaltbeschwerde vom 28.02.2012
- Einstellungsbescheide der StA Hof vom 28.11.2007 und 07.03.2008, Az 253 Js 15869/07 und  

253 Js 3623/08
- Google-Ausdruck über Ministerialrat Dr. Heinrichsmeier
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Anlagen zur Verfassungsbeschwerde:

25.09.2012 Beschluss OLG Bamberg (Ablehnung des Fortsetzungsantrags vom 
15.03.2012, siehe Anlagenverzeichnis bei Kohlschütter, Die Lebenslüge 
straftätlicher Sanktion, 2012, S. 97 ff.

Reminiszenzen

Dezember 2006 Entlassungsantrag des StA Wild an die Strafkammer in Hof gegen den 
Strafverteidiger (1 KLs 242 Js 17829/05)

 
11.01.2008 Schriftsatz Kohlschütter im Ehrengerichtsverfahren (4 EV 10/07) an StA 

Bamberg

25.10.2011 Vorschaltbeschwerde des RA Fehn an den StA Bamberg

15.12.2011 Klageerzwingungsantrag lt. RA Fehn an OLG Bamberg im ursprünglichen 
Klageerzwingungs-verfahren (3 Ws 62/2011)

3.9.2012 Aufsichtsbeschwerde RA Fehn an OLG Bamberg

10.9.2012 Schriftsatz RA Fehn an OLG Bamberg

11.09.2012 Rechtsgutachten Kohlschütter für OLG Bamberg (3 Ws 10/2012)

13.09.2012 Schreiben des Präsidenten (Antwort auf  Aufsichts-beschwerde, 
eingegangen am 20.09.2012)

18.09.2012 Schriftsatz RA Fehn (Rücknahme der Aufsichts-beschwerde und Hilfsantrag 
gemäß § 33a StPO

20.09.2012 Appendix zu Schriftsatz RA Fehn vom 18.09.2012

27.9.2012 Entschuldigungsschreiben Kohlschütter

Eine ausführliche Dokumentation findet sich hinsichtlich der grundlegenden Schriftstücke bei 
Kohlschütter, Die Quanten des Unwerts der Straftat, 2011, S. 144 ff. (erhältlich in der 
jeweiligen Bibliothek des LG Bamberg und des BVerfG Karlsruhe)




















































































































































